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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Grundschulen

Der Nationalrat überwies ein Postulat Widmer (sp, LU) und verlangte damit vom
Bundesrat einen Bericht über den funktionalen Analphabetismus in der Schweizer
Bevölkerung – das heisst über Probleme beim Verstehen von schriftlichen Texten.
Angesichts der Tatsache, dass der funktionale Analphabetismus bei rund fünf bis 20
Prozent der Bevölkerung verbreitet ist, woran die nationale UNESCO-Kommission am
Welttag des funktionalen Analphabetismus und der Erwachsenenbildung im September
des Berichtsjahres erinnerte, sollten Handlungsbedarf und das Ergreifen geeigneter
Massnahmen gegen dieses Problem geprüft werden. 1

POSTULAT
DATUM: 15.12.2000
ELISABETH EHRENSPERGER

Diskussionslos überwies der Nationalrat ein Postulat Riklin (cvp, ZH), das den Bundesrat
auffordert, den Regierungen der an der deutschen Rechtschreibereform beteiligten
Länder das Interesse der Schweiz an einem Konsens mitzuteilen. Eine Untersuchung aus
Österreich zeigte, dass Schülerinnen und Schüler nach einer Umgewöhnungsphase mit
der neuen Orthographie durchschnittlich 13% weniger Fehler machen als mit der alten
und bei der Zeichensetzung sogar nur noch halb so viele. 2

POSTULAT
DATUM: 16.12.2004
MAGDALENA BERNATH

Da die nötigen Massnahmen bereits getroffen seien, lehnte der Nationalrat
diskussionslos ein Postulat Hochreutener (cvp, BE) ab, das den Besuch von
Sportschulen mit Erleichterungen bei den Schulgeldern hatte fördern wollen. 3

POSTULAT
DATUM: 16.06.2005
MAGDALENA BERNATH

Nationalrat Widmer (sp, LU) wies mit einem Postulat darauf hin, dass zwischen dem
Abschluss der obligatorischen Schulzeit und dem Antritt des Bildungsgangs auf der
Sekundarstufe rund ein Sechstel der Jugendlichen aus den Bildungsstatistiken
verschwindet. Das Postulat forderte den Bundesrat auf, einen Bericht darüber zu
verfassen, was mit den Jugendlichen geschieht, die den Bildungsprozess nach der
obligatorischen Schulzeit verlassen. Dieser Bericht würde als Grundlage für eine
systematische Politik von Bund, Kantonen und Gemeinden zur Erhöhung der
Bildungspartizipation im Interesse der gesellschaftlichen Integration dienen. Der
Nationalrat nahm das Postulat an. 4

POSTULAT
DATUM: 22.03.2007
LINDA ROHRER

Die SP-Fraktion verlangte vom Bundesrat mit einem Postulat, eine Strategie zu
entwickeln, um über die obligatorische Schulpflicht hinaus die Gewährleistung einer
Ausbildungsmöglichkeit bis zum 18. Altersjahr für alle Jugendliche sicherzustellen und
die erforderlichen Ausbildungsmöglichkeiten bereitzustellen. Der Bundesrat wies auf
den Beschluss der Schweizerischen Konferenz der kantonalen Erziehungsdirektoren
(EDK) hin, den Anteil der Abschlüsse auf Sekundarstufe II von heute knapp 90 auf 95%
bis ins Jahr 2015 steigern zu wollen. Dieses Ziel gehe über die im Postulat verlangte
Gewährleistung einer Ausbildungsmöglichkeit bis zum 18. Altersjahr für alle
Jugendlichen hinaus. Der Nationalrat lehnte das Postulat ab [17]. Die Schweizerische
Konferenz für Sozialhilfe (SKoS) schlug vor, das 9-jährige Schulobligatorium durch eine
Ausbildungspflicht bis zur Volljährigkeit zu ergänzen. Im Kanton Basel-Stadt wurde
diesbezüglich ein Pilotprojekt durchgeführt. Die Sozialhilfe intervenierte hier bereits
bei 16 Jährigen, damit sie nach der obligatorischen Schulzeit nicht aus dem
Bildungssystem verschwinden. 5

POSTULAT
DATUM: 18.12.2007
LINDA ROHRER

La Commission de la science, de l’éducation et de la culture du Conseil national (CSEC-
CN) a déposé un postulat pour la mise sur pied d’un Programme d'échanges
linguistiques, un rapport sur les possibilités de mise en place d’un programme
systématique d’échanges linguistiques, ainsi que d’explorer les différentes pistes de
financement d’un tel programme. Une collaboration avec les cantons est souhaitée.
Alors que le débat sur l’enseignement des langues nationales à l’école obligatoire a

POSTULAT
DATUM: 24.11.2014
GUILLAUME ZUMOFEN
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animé 2014, le postulat a pour objectif de favoriser l’acquisition de connaissances dans
deux langues autres que la langue maternelle des élèves, dont une langue nationale. Un
programme systématique d’échanges linguistiques doit augmenter la motivation à
apprendre une langue nationale et renforcer la cohésion nationale. De tels programmes
doivent permettre, par exemple, d’instaurer une correspondance ou encore
d’organiser des rencontres entre des classes de régions linguistiques différentes. Au
final, chaque élève devrait, à la fin de sa scolarité obligatoire, avoir participé à un séjour
linguistique de plusieurs semaines. Le Conseil fédéral a confirmé son intérêt pour les
échanges linguistiques. Il entend d’ailleurs appuyer cet intérêt dans son prochain
message sur la culture. Le Conseil national, en adoptant le postulat, a suivi la volonté de
sa Commission. 6

Le Conseil national a rejeté en bloc un postulat du député Reynard (ps, VS), visant à
encourager la participation politique des jeunes. Parmi les mesures, à explorer,
figuraient le renforcement des cours d'éducation à la citoyenneté, ou encore le droit
de vote dès 16 ans, sur demande ou non. Le Conseil fédéral avait conseillé de refuser
l'objet, estimant qu'un rapport tel que demandé par le socialiste valaisan n'aurait pas
d'intérêt dans la situation actuelle, dans la mesure où d'importantes ressources sont
déjà mises en œuvre par la Confédération pour atteindre les objectifs du postulat. 7

POSTULAT
DATUM: 16.03.2017
SOPHIE GUIGNARD

Am 2. Mai 2017 reichte Natalie Rickli (svp, ZH) das Postulat Aufarbeitung des Falls Jürg
Jegge und weiterer Missbrauchsfälle im Lichte der Reformpädagogik ein. Die Aussagen
Jegges würden zeigen, wie wichtig es sei, nicht nur den Fall Jegge, sondern die
Geschehnisse der damaligen Zeit und die Auswirkungen der Reformpädagogik zu
untersuchen, begründete Rickli ihr Postulat. Sie forderte den Bundesrat auf, in einem
Bericht den Fall Jürg Jegge und weitere mutmassliche sexuelle Missbräuche an Kindern
in Institutionen wie Schulen, Kirchen, Heimen oder Vereinen zwischen 1960 und 1989
aufzuarbeiten. 8

POSTULAT
DATUM: 02.05.2017
SAMUEL BERNET

Mitte Juni 2016 reichte Thomas de Courten (svp, BL) ein Postulat ein, mit dem er mehr
Effizienz- und Qualitätsgewinn im Schweizer Bildungswesen erreichen wollte. Der
Postulant legte zuerst dar, dass die öffentlichen Bildungsausgaben in den letzten zehn
Jahren um mehr als 30 Prozent gestiegen seien und im Jahr 2016 rund CHF 35 Mia.
betragen hätten. Diese Mehrausgaben würden gemäss de Courten aber nicht unbedingt
mit einer Qualitätssteigerung einhergehen, stattdessen würden Abschlussquoten an
Schulen stagnieren, ein Mangel an qualifizierten Schulabgängerinnen und
Schulabgängern in der Berufsbildung bestehen, verlängerte Ausbildungszeiten bis zum
Berufseinstieg entstehen, die Studienerfolgsquote beinahe stagnieren und keine
wesentlichen Verbesserungen beim internationalen Ranking der Schweizer
Bildungsinstitutionen stattfinden. De Courten fasste dies als Hinweise auf
Effizienzprobleme im Bildungswesen auf. Mitverantwortlich sei, dass in diesem Bereich
bisher wenige Daten gesammelt wurden und kein Controlling darüber bestehe, ob sich
Mehrausgaben im Bildungswesen ökonomisch lohnten. Mit seinem Vorstoss forderte er
den Bundesrat auf, einen Bericht zu erfassen, der die Kostenentwicklung auf Bundes-,
Kantons- und Gemeindeebene aufzeigt und aufklärt, wo ein Ressourceneinsatz
volkswirtschaftlichen Nutzen hat und mit welchen Massnahmen im Bildungswesen mehr
Effizienz und Qualität herbeigeführt werden kann.
In seiner Stellungnahme im August 2016 beantragte der Bundesrat dem Parlament, das
Postulat abzulehnen. Das Schweizer Bildungs-, Forschungs- und Innovationssystem
(BFI-System) geniesse bei Bund und Kantonen hohe Priorität und gelte weltweit als
eines der leistungsfähigsten. Der Bundesrat ging mit dem Postulanten einig, dass die
BFI-Ausgaben seit Mitte der 1990er Jahren stetig gewachsen seien. Gemessen am BIP
seien die öffentlichen Bildungsausgaben von 2006 bis 2013 von 5.2 auf 5.6 Prozent
gestiegen, gemessen als Anteil an den Staatsausgaben seien im gleichen Zeitraum die
relativen Bildungskosten von 15.6 auf 17.3 Prozent gestiegen. 90 Prozent der
öffentlichen Bildungsausgaben würden die Kantone bezahlen, der Bund die restlichen
10 Prozent. Angesichts dieser Lastenverteilung kam der Bundesrat zum ersten Schluss,
dass das Anliegen in die Zuständigkeit der Kantone eingreife, was er aber ablehne.
Komme hinzu, dass seit 2010 alle vier Jahre der nationale Bildungsbericht erscheine, in
dem alle Bildungsstufen Rechenschaft bezüglich Effizienz, Effektivität und
Chancengerechtigkeit ablegen müssten. Der Bericht diene jeweils als Grundlage für die
gemeinsamen bildungspolitischen Ziele von Bund und Kantonen. Mit diesem Instrument
sah der Bundesrat das Anliegen des Postulats bereits als weitgehend erfüllt, weshalb er

POSTULAT
DATUM: 28.02.2018
SAMUEL BERNET
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das Anliegen zur Ablehnung empfahl.

Ende Februar 2018 wurde das Postulat im Nationalrat behandelt. Nach de Courtens
Erklärungen zum Inhalt des Postulats und der kurzen bundesrätlichen Stellungnahme
durch Johann Schneider-Ammann wurde bereits abgestimmt. Mit 99 zu 87 Stimmen (1
Enthaltung) nahm der Nationalrat das Postulat an. SP- (38), Grüne- (12), GLP- (6) und
BDP-Fraktion (6) stimmten geschlossen dagegen, die CVP-Fraktion sprach sich
grossmehrheitlich ebenfalls dagegen aus (24 von 28 Anwesenden). Für die Annahme des
Postulats war die SVP-Fraktion verantwortlich, die geschlossen dafür stimmte (66),
zusammen mit einer fast einstimmigen FDP-Fraktion (30 von 31 Anwesenden) und 3
abtrünnigen Räten der CVP-Fraktion. 9

Im Sommer 2017 reichte Claude Béglé (cvp, VD) ein Postulat ein, um die Erfahrungen
der Schweiz in der Grund- und Berufsbildung bei den ärmsten Ländern der Welt
bekanntzumachen. Es sei ihm bewusst, dass das Schweizer System in den
Entwicklungsländern nicht eins zu eins übernommen werden könne. Der Bundesrat
solle jedoch prüfen, wie das Bildungssystem in diesen Ländern angepasst werden
müsste, damit die dort lebenden Talente besser ausgeschöpft werden könnten, womit
letztlich die wirtschaftliche Selbständigkeit dieser Länder gefördert werden könne.
Bundesrat Cassis führte in der Nationalratsdebatte Mitte März 2018 aus, dass die Deza
bereits eine Studie in Auftrag gegeben habe, die Aufschluss darüber geben solle, ob
sich Investitionen in die Grundbildung in Entwicklungsländer lohnen würden oder nicht.
Daher brauche es das Postulat nicht unbedingt. Um die eingeschlagene Richtung zu
bekräftigen, empfehle der Bundesrat das Postulat dennoch zur Annahme. Der
Nationalrat lehnte das Postulat jedoch mit 106 zu 84 Stimmen (1 Enthaltung) ab. 10

POSTULAT
DATUM: 15.03.2018
SAMUEL BERNET

Die frühkindliche Förderung ist ein komplexes Themenfeld, in welches die WBK-NR
mehr Klarheit bringen möchte. Die Kommission sprach sich daher mehrheitlich dafür
aus, dass der Bundesrat eine Strategie zur Stärkung der frühen Förderung ausarbeiten
soll. Darin soll eine gesamtschweizerische Übersicht erstellt, Defizite benannt und
aufgezeigt werden, wie sie behoben werden können, um schliesslich die geforderte
Strategie zu entwickeln, welche die Situation der frühkindlichen Förderung in der
Schweiz verbessern kann. Zudem sollen die Verantwortlichkeiten (Bund, Kantone,
Gemeinden, Private) geklärt werden und eventuell nötige gesetzliche Anpassungen
aufgezeigt werden. 
Während der Sommersession 2019 sprach sich in der nationalrätlichen Debatte
namentlich die SVP gegen das Postulat aus. Nadja Pieren (svp, BE) monierte, dass die
Kompetenzen im Bereich der frühkindlichen Förderung nicht beim Bund, sondern bei
den Familien, Gemeinden und Kantonen liege und es daher nicht Aufgabe des Staates
sei, hier aktiv zu werden. Verena Herzog (svp, TG) warf zudem die Frage der Kosten für
die Ausarbeitung dieser Strategie auf.
Die Abstimmung fiel mit 87 zu 85 Stimmen sehr knapp aus; trotz der Vorbehalte der SVP
und der FDP, die geschlossen, respektive nahezu geschlossen, gegen die Annahme
stimmten, wurde das Postulat angenommen. 11

POSTULAT
DATUM: 05.06.2019
BERNADETTE FLÜCKIGER
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